
Die Idee ist bestechend, doch ihre 
Umsetzung noch die große Aus-
nahme: Die öffentliche Hand soll 
die 360 Mrd. Euro, die sie jährlich 
ausgibt, nur noch für sozial und 
ökologisch verträgliche Güter und 
Dienstleistungen einsetzen. Mit 
dieser gezielten Nachfragemacht 
könnte sie einen gewaltigen Schub 
für Nachhaltigkeit und Menschen-
rechte weltweit auslösen. Jetzt 
liegt ein konkreter Vorschlag auf 
dem Tisch, wie dies im Rahmen 
eines Aktionsplanes erreicht wer-
den kann.

Haarsträubende Berichte über 
die Ausbeutung von Menschen 
und Natur in der weltweiten 
Warenproduktion erreichen uns 
regelmäßig über die Medien. Ein 
großer Teil der auf diese Weise 
hergestellten Produkte wird von 
der öffentlichen Hand eingekauft � 

Im September 2006 schlossen sich 37 Nichtregierungsorganisationen 
zum Netzwerk für Unternehmensverantwortung CorA (Corporate 
Accountability) zusammen. Gemeinsam wollen sie die gesellschaftliche 
Debatte über das wirtschaftliche und politische Handeln transnationaler 
Unternehmen verstärken und für Corporate Accountability eintreten. 
Darunter verstehen sie verbindliche Instrumente, mit denen Unterneh-
men verp� ichtet werden, die Menschenrechte sowie international aner-
kannte soziale und ökologische Normen und Standards zu respektieren. 
Unsere wichtigsten Forderungen an die Politik sind:

Das Auftragsvolumen der 
EU-Mitgliedstaaten umfasst 
ins gesamt etwa 1.500 Mrd. 
Euro. Die öffentliche Be-
schaffung hat damit europa-
weit einen Anteil von etwa 

16 % am Brutto inlandsprodukt 
(BIP) der Mitgliedsstaaten. Diese 
enorme Summe veranlasste die 
EU dazu, die öffentliche Beschaf-
fung als wirksames Instrument 
zur Förderung von Nachhaltig-
keit zu begreifen: 2004 erließ 
die EU-Kommission Richtlinien 
zum Beschaffungs wesen, welche 
die recht liche Verankerung von 
sozialen und ökologischen Vorga-
ben in der öffentlichen Auftrags-
vergabe der EU-Mitgliedsstaaten 
ausdrücklich zulassen. Zudem ver-
p� ichtete sie die Regierungen, dies 
in ihr nationales Recht zu über-
tragen. Fast vorbildlich ist das En-
gagement derzeit in den Benelux-
ländern. 

Beispiel Belgien

Die belgische Regierungsver-
waltung hat sich zum Ziel gesetzt, 
50 % aller staatlichen Beschaffungs-
maßnahmen bis zum Jahr 2011 
an Nachhaltigkeitsanforderungen 
auszurichten. Zudem veröffent-
lichte Belgien 2002 eine Anleitung 
zur nachhaltigen Beschaffung, die 
2004 aktualisiert wurde. Derzeit 
arbeitet die Regierung an einem 
Aktionsplan. Darin sollen auch Be-
stimmungen für die internationale 
Lieferkette enthalten sein, wie z.B. 
fairer Handel bei Nahrungsmitteln 
und Getränken sowie Arbeitsstan-
dards der Internationalen Arbeits-
organisation (ILO) in den Bereichen 
Bekleidung und Spielzeug. Zudem 

legte Belgien für etwa ein Drit-
tel ihrer 250 Produktkategorien 
Umweltkriterien fest.

Beispiel Niederlande

Auch in den Niederlanden gibt 
es eine breite politische Unter-
stützung für die Berücksichtigung 
von sozialen und Umweltkriterien 
in die öffentlich Beschaffung. Die 
niederländische Regierung plant, 
100 Prozent aller Einkäufe bis zum 
Jahr 2010 unter Einbeziehung von 
Nachhaltigkeitskriterien zu verge-
ben. Mit den Provinzen und den 
Stadtverwaltungen wurde - jedoch 
nicht bindend - vereinbart, dass sie 
50 bzw. 75 Prozent der Güter im 
angegebenen Zeitraum nachhaltig 
beschaffen. Die Niederlande haben 
als einziges europäisches Land auch 
InteressenvertreterInnen aus der 
Zivilgesellschaft in großem Umfang 
an dem politischen Entwicklungs-
prozess partizipieren lassen.

Schweinehund überwinden

Insgesamt 13 der 27 Mit-
gliedsstaaten der EU haben den 
inneren Schweinehund bereits 
überwunden und Aktionspläne 
ver abschiedet, in acht Mitglieds-
staaten be� ndet sich der Plan im 
Ent wurfsstadium. Deutschland ge-
hört zu den letzten sechs Mitglieds-
ländern, die bislang keine derarti-
gen Schritte unternommen haben. 
Nach Vorbild anderer europäischer 
Mitgliedsstaaten muss  auch hier 
ein bundesweiter Aktionsplan mit 
konkreten Zeit- und Zielvorgaben 
her. Ein bewährtes Instrument des 
Zeitma nagements gegen den Auf-
schub zu erledigender Aufgaben.

�Der innere Schweinehund � üstert immer �Lass dir Zeit!�. Hören Sie 
ihn wieder mal � üstern, � üstern Sie zurück: �Lass du dir doch Zeit, ich 
mache mir jetzt einen Aktionsplan!��, so der Wortlaut einer Internet-
seite zu besserem Zeitmanagement. Nicht nur gestresste BürgerInnen 
sind diesem Rat bei ihrer Zeitplanung gefolgt: Zahlreiche EU-Mit-
gliedsstaaten haben ihn beherzigt: sie verabschiedeten Aktionspläne 
für eine nachhaltige Beschaffungspraxis. 

immer noch nach dem Prinzip �Geiz 
ist geil!�. Soziale und ökologische 
Fragen spielen beim öffentlichen 
Einkauf � mit unseren Steuergeldern 
� bislang selten eine Rolle. Nach 
öffentlichen Protesten, u.a. vom 
Netzwerk für Unternehmensverant-
wortung (Corporate Accountability 
� CorA) und der Christlichen Initia-
tive Romero (CIR) hat sich die Bun-
desregierung jedoch im letzten Jahr 
dazu durch ringen können, soziale 
und ökologische Kriterien in das 
Vergaberecht aufzunehmen (vgl. 
Kasten rechts).

DER STAAT IM FOKUS

Damit sind die juristischen Be-
denken ausgeräumt, ob öffentlicher 
Einkauf nur und ausschließlich nach 
wirtschaftlichen Kriterien statt-
� nden darf. Jetzt ist endgültig klar: 
auch Menschen- und Arbeitsrechte 

1. Rechenschafts- und Publizitätsp� ichten für 
Unternehmen

2. Gesellschaftliche Anforderungen für die Vergabe 
öffentlicher Aufträge

3. Verankerung von Unternehmensp� ichten in 
inter nationalen Wirtschaftsabkommen und bei 
der Wirtschaftsförderung

4. Gerechte Unternehmensbesteuerung zum Nut-
zen der Gesellschaft

5. Wirksame Sanktionen und Haftungsregeln für 
Unternehmen

6. Stärkung der Produktverantwortung und 
Förderung zukunftsfähiger Konsum- und 
Produktionsmuster

Informationen unter www.cora-netz.de

sowie Umweltschutz können zen-
trale Entscheidungskriterien sein. 
Bislang wurden viele Vorstöße für 
nachhaltige Beschaffung gerade auf 
lokaler Ebene mit juristischen Argu-
menten ausgebremst. Doch trotz 
der Gesetzes änderung ist die nach-
haltige Beschaffung kein Selbst-
läufer: noch fehlen so wohl die ge-
eigneten Instrumente, als auch der 
politische Wille für einen Wandel in 
der Beschaffungspolitik. 

Nun hat die CIR im Rahmen des 
Netzwerks für Unternehmensver-
antwortung CorA mit Nicht regie-
rungsorganisationen wie WEED, 
Evangelischem Entwicklungsdienst 
und Germanwatch, den Gewerk-
schaften ver.di und IG Metall, den 
Umweltorganisationen Greenpeace 
und BUND sowie Verbrau cher -
 schutzorganisationen einen Vor-
schlag für einen �Aktionsplan 

„FAIRgabe” statt „Geiz ist geil!”
Vorschlag für �Aktionsplan sozial-ökologische öffentliche Auftragsvergabe� vorgelegt

Beschaffung geht auch fair: 
Die EU-Nachbarn machen es vor! 

Netzwerk für Unternehmens-
verantwortung (CorA)  
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Fortsetzung auf Seite 2

Neues Gesetz schafft 
mehr Rechtssicherheit

Nach jahrelanger Verschlep-
pung wurden im Februar 2009 
EU-Vorgaben zu sozialen und 
ökologischen Kriterien der 
öffentlichen Auf tragsvergabe 
endlich auch ins deutsche Recht 
übernommen. Die Regierungs-
parteien haben sich jedoch nur 
auf eine �Kann�-Bestimmung 
geei nigt. Im neuen § 97 Abs. 4
des Gesetzes gegen Wettbe-
we r bs beschränkungen (GWB) 
heißt es nun: 

�Für die Auftragsausführung 
können zusätzliche Anforde-
rungen an Auftragnehmer ge-
stellt werden, die insbesondere 
soziale, umweltbezogene oder 
innovative Aspekte betreffen 
[...].�

 EIN AKTIONSPLAN FÜR SOZIAL-
 ÖKOLOGISCHE BESCHAFFUNG JETZT!
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Bild unten: AktivistInnen des 
CorA-Netzwerks protestieren 
vorm Bundestag für Arbeits-
rechte und Umweltstandards 
per Gesetz.

Die Veröffent li-
chung wurde mit 
Unterstützung 
der Euro päischen 

Union ermöglicht. Für den Inhalt 
dieser Veröffentlichung ist allein 
die Christliche Initiative Romero 
verantwortlich; der Inhalt kann in 
keiner Weise als Standpunkt der 
Europäischen Union angesehen 
werden.

Frank Bsirske, 
Vorsitzender der 
Gewerkschaft ver.di

�Wir fordern, dass Bund, 
Länder und Gemeinden 
ökologische und soziale 
Ziele auch über ihre Be-
schaffungspolitik fördern � 
mit entsprechenden Vor-
gaben für die Vergabe von 
öffent lichen Aufträgen.�




